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Auch im zweiten Examen stellt das materielle Zivilrecht die größte und anspruchsvollste Problematik dar. 

Viele Klausuren im zweiten Examen sind so aufgebaut, dass eben die Hauptprobleme im materiellen Zi-

vilrecht liegen, während die zivilprozessualen Probleme in der Zulässigkeit der Klage recht überschaubar 

sind. Hinzu kommt, dass viele zivilprozessuale Probleme nur erkannt werden können, wenn der Klausur-

bearbeiter im materiellen Recht fit ist. Hier liegt das Problem: Zum einen haben Examenskandidaten im 

zweiten Examen bereits eine Menge ihres materiellen Wissens aus dem ersten Examen wieder vergessen 

und auch partiell den Anschluss verpasst, was Gesetzesänderungen, Meinungsstreitigkeiten anbelangt. 

Zwar steht in der Klausur der Grüneberg zur Verfügung, jedoch darf dies nicht dazu verleiten, dass man 

sich auf sein noch vorhandenes Grundwissen aus dem ersten Examen verlässt. Denn zum einen bringt es 

Nichts, ohne hinreichendes Systemverständnis im Grüneberg zu blättern. Zum anderen verschieben sich 

hier im zweiten Examen die Problemschwerpunkte.

Dieses Buch enthält die Darstellung des materiellen Zivilrechts inklusive der examensrelevanten beson-

deren Rechtsgebiete. Ein Anspruch auf Vollständigkeit besteht nicht, was bei der Größe dieses Rechts-

gebietes auch utopisch wäre. Vielmehr ist dieses Buch als examensspezifisches Kompendium für die 

Zivilrechtsklausuren im zweiten Examen gedacht. Damit Sie den Gesamtüberblick nicht verlieren, finden 

Sie immer wieder Systemübersichten sowie klausurerprobte Prüfschemata zur jeweiligen Materie. Hier 

haben wir unsere jahrzehntelange Erfahrung aus den AS-Assessorkursen sowie aus dem Klausurenfern-

lehrgang und die Auswertung unzähliger Originalexamensklausuren eingebracht. 

Damit Sie sich nicht in Detailproblemen verzetteln und weil man sich nicht jedes Einzelproblem merken 

kann, finden Sie immer wieder Klausurtipps zum richtigen, effektiven Umgang mit dem im Examen zu-

gelassenen Kommentar, dem Grüneberg. Richtig und zielorientiert eingesetzt, ist der Blick in den Grüne-

berg in der Klausur dann nicht nur hilfreich, sondern liefert auch gleichzeitig Argumentationsvorlagen, 

welche aber eben nur verarbeitet werden können, wenn man in der Materie den Durchblick hat. 

Rechtsprechung und Literatur sind bis Februar 2023 berücksichtigt.
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Vorwort
Vorwort

Auch im 2. Examen stellt das materielle Zivilrecht das größte und anspruchsvollste
Rechtsgebiet dar. Anders als im 1. Examen rückt naturgemäß die Dogmatik in den
Hintergrund und Meinungsstreitigkeiten aus der Literatur verlieren weitgehend ihre
Bedeutung, da sich die Klausurlösung an der Rechtsprechung orientieren sollte. Dies
sowie der Umstand, dass in der Klausur der Grüneberg zur Verfügung steht, darf je-
doch nicht dazu verleiten, dass man sich auf sein noch vorhandenes Grundwissen
aus dem 1. Examen verlässt. Denn zum einen verschieben sich hier im 2. Examen die
Problemschwerpunkte. Zum anderen bringt es nichts, wild im Grüneberg zu blättern,
ohne hinreichendes Systemverständnis. Zudem ist der Einstieg ins materielle Zivil-
recht je nach Klausurart (gerichtliche Entscheidung, Anwaltsklausur, vollstreckungs-
rechtliche Klausur) sehr unterschiedlich.

Die folgende Darstellung des materiellen Zivilrechts inklusive der examensrele-
vanten besonderen Rechtsgebiete erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit – was
bei der Größe dieses Rechtsgebiets auch utopisch wäre. Vielmehr ist dieses Skript als
examensspezifisches Kompendium für die Zivilrechtsklausuren im 2. Examen ge-
dacht. Hierfür haben wir unsere jahrzehntelange Erfahrung aus den AS-Assessorkur-
sen, aus unserem staatlich zugelassenen Klausurenfernlehrgang für das 2. Examen
einfließen lassen sowie die Auswertung unzähliger Original-Examensklausuren aus
den einzelnen Bundesländern.

Der Verfasser ist erfahrener Dozent in den Assessorkursen von Alpmann Schmidt und
hat auch seine praktische Erfahrung als Anwalt mit Tätigkeitsschwerpunkt im Zivil-
recht einfließen lassen. Unschätzbar ist die Erfahrung, die der Verfasser in zahlreichen
Prüfungsanfechtungsverfahren gewonnen hat. Gerade hierdurch können typische
Fehlerquellen in der Examensklausur aufgezeigt und Hinweise zur Vermeidung ge-
geben werden.

Die nachfolgende Darstellung orientiert sich überwiegend am Anspruchsaufbau.
Denn sowohl in der gerichtlichen Klausur als auch in der Anwaltsklausur wird Ansatz
der geltend gemachte bzw. abzuwehrende Anspruch sein. Hier werden dann im
Systemzusammenhang die für das 2. Examen relevanten Probleme aus dem BGB AT,
dem Schuldrecht AT und Schuldrecht BT dargestellt. Gerade bei der Sortierung der
einschlägigen Anspruchsgrundlagen ist die Prüfungsreihenfolge sowie der General-
aufbau zivilrechtlicher Ansprüche wichtig, welches wir im 1. Teil darstellen. Im 2. bis
4. Teil folgen die vertraglichen Ansprüche. Im 5. Teil folgen die deliktischen Ansprü-
che. Im 6. Teil stellen wir bereicherungsrechtliche Ansprüche dar. Nachfolgend finden
Sie im 7. Teil die besonderen Regressansprüche und im 8. Teil die sachenrechtlichen
Ansprüche. Schließlich stellen wir im 9. Teil prägnant die besonderen Rechtsgebiete
dar. Arbeitsrecht und AGG haben wir hierbei ganz am Ende dargestellt, da diese
Rechtsgebiete nicht in jedem Bundesland examensrelevant sind.

Damit Sie den Gesamtüberblick nicht verlieren, finden Sie Systemübersichten und
klausurerprobte Prüfschemata zur jeweiligen Materie. Es finden sich auch immer
wieder Klausurtipps zum richtigen, effektiven Umgang mit dem im Examen zu-
gelassenen Kommentar, dem Grüneberg. 

Um unnötige Wiederholungen zu vermeiden, haben wir bei Zitaten aus dem Gesetz
auf den Zusatz „BGB“ verzichtet. Andere Gesetzeszitate weisen hingegen die jewei-
lige Abkürzung des Gesetzes auf.
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Prüfungseinstieg in die Zivilrechtsklausur 1. Teil
1. Teil: Prüfungseinstieg in die Zivilrechtsklausur

1Der Einstieg in der Klausur erfolgt in der Regel über die einschlägige Anspruchs-
grundlage: Ausgehend vom Klageantrag im Rahmen von gerichtlichen Klausuren
oder in der Anwaltsklausur vom Begehren des Mandanten ist hier über die einschlä-
gige Anspruchsgrundlage die entscheidende Weichenstellung vorzunehmen.

Ausgehend vom Begehren des Klägers/Mandanten sind die üblichen fünf goldenen
W‘s zu prüfen: Wer will was von wem weswegen woraus? Sorgfalt ist insbesondere
auf das „was“ zu legen, weil hier die Art der Anspruchsgrundlage sortiert wird: So
macht es einen Unterschied, ob Wertersatz, Schadensersatz, Aufwendungsersatz
oder Nutzungsersatz begehrt wird. Daher stets Abgleich mit der Rechtsfolge des zu
prüfenden Anspruchs! 

Für die Prüfungsreihenfolge der Ansprüche ist zu beachten:

n Vertragliche Ansprüche haben Vorrang aufgrund der Vertragsfreiheit, der
vielfach besonderen Ausschlussgründe sowie Verjährungsregelungen.

n Es folgen die vertragsähnlichen Ansprüche, z.B. aufgrund eines vorvertrag-
lichen Schuldverhältnisses oder GoA.

n Alsdann sind die dinglichen Ansprüche zu prüfen, also bei Herausgabe §§ 985,
861, 10071 oder Zustimmung zur Grundbuchberichtigung, § 894 oder Stö-
rungsbeseitigung/Unterlassen, §§ 862, 1004 etc.

n Danach Schadensersatzansprüche aus Deliktsrecht, §§ 823 ff.; §§ 7, 18 StVG;
§ 1 ProdHaftG. Zu beachten ist die Sperrwirkung des E-B-V gemäß § 993 Abs. 1
Hs. 2!

n Sodann die Ansprüche aus Bereicherungsrecht, §§ 812 ff. Diese sollten nach
Deliktsrecht geprüft werden, weil Deliktsrecht zum einen mit Schadensersatz
und Schmerzensgeld umfangreicher ist und zum anderen im Bereicherungs-
recht der Anspruch aufgrund Entreicherung, § 818 Abs. 3, entfallen sein könnte.

n Als Notlösung sind zum Schluss Ansprüche aus übergegangenem Recht zu
prüfen. Hintergrund kann ein Anspruchsübergang per Gesetz, z.B. § 426 Abs. 2
oder § 774 Abs. 1, oder eine Abtretung (Zession), § 398, ggf. in Verbindung mit
Drittschadensliquidation sein.

Um die Klausurakte vollständig zu durchdringen ist es wichtig, den allgemeinen Prü-
fungsaufbau, den viele nach dem 1. Examen bereits verdrängt haben, einzuhalten.
Lösungen im „Freestyle“ sind tödlich, weil hierdurch nicht alle Probleme des Falles
erkannt werden und regelmäßig auch die Beweislast verkannt wird. Wenn Sie sich
unsicher sind, wer bei welchem Tatbestandsmerkmal die Beweislast trägt, werfen Sie
einen Blick in den Grüneberg. Dort finden Sie vielfach auch Ausführungen zur Beweis-
last.

Zwingen Sie sich daher, gedanklich die übliche Drei-Stufen-Rakete einzuhalten:

1 §§ ohne Gesetzesangabe sind solche des BGB.
1
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Prüfungseinstieg in die Zivilrechtsklausur1. Teil
2

Die nachfolgende Darstellung der vertraglichen Erfüllungsansprüche erfolgt nach
vorstehendem Schema und beinhaltet die examensrelevanten Hauptprobleme.

Anspruchsaufbau

A. Anspruch entstanden

I. Normale Entstehungsvoraussetzungen: 
Einigung bzw. gesetzliche Voraussetzungen

n Darlegungs- und Beweislast beim Anspruchsteller

II. Wirksamkeit: Keine anfänglichen Nichtigkeitsgründe, §§ 104 ff.

n Darlegungs- und Beweislast in der Regel beim Gegner

 Rechtshindernde Einwände

B. Anspruch untergegangen

n Darlegungs- und Beweislast in der Regel beim Anspruchsgegner

 Rechtsvernichtende Einwände

I. durch Erfüllung/Surrogate, §§ 362 ff.

II. durch Leistungsstörungen, §§ 275, 281 Abs. 4 etc.

III.durch Widerruf, § 355 Abs. 1

IV.wegen gravierender Nebenpflichtverletzung, §§ 282, 324

V. wegen Störung der Geschäftsgrundlage, § 313 Abs. 3

C. Anspruch durchsetzbar (keine Einreden)

n Darlegungs- und Beweislast beim Anspruchsgegner

 Rechtshemmende Einreden

I. Zurückbehaltungsrecht, §§ 273, 320, 438 Abs. 4 S. 2, 634 a Abs. 4 S. 2,
§ 1000; für Kaufleute: § 369 HGB

II. Stundung, vgl. § 205

III.Verjährung, § 214

IV.Einwendungsdurchgriff, § 359

V. Treu und Glauben, § 242

n Diese Einreden, die die Durchsetzbarkeit hemmen, werden prozessual nur be-
rücksichtigt, wenn der Beklagte sie geltend macht (gewisse Ausnahme: Treu
und Glauben, § 242, wird von Amts wegen berücksichtigt, natürlich nur, wenn
entsprechender Tatsachenvortrag in der Akte vorhanden ist).



Vertragliche Erfüllungsansprüche (Primärleistung) 2. Teil
2. Teil: Vertragliche Erfüllungsansprüche (Primärleistung)

1. Abschnitt: Entstehen des Anspruchs

A. Vertragliche Einigung

3Grundsätzlich kommt ein Vertrag durch Einigung i.S.e. Angebots und einer Annah-
meerklärung gemäß §§ 145 ff. zustande. Die hierfür erforderlichen Willenserklä-
rungen setzen Rechtsbindungswillen voraus, welcher ggf. durch Auslegung gemäß
§§ 133, 157 zu ermitteln ist. Rechtsbindungswille besteht, wenn die Parteien einen
notfalls einklagbaren Anspruch begründen wollen. Dieser fehlt bei der bloßen
Aufforderung an die andere Seite, dass diese ein Angebot abgeben möge (invitatio
ad offerendum). Ferner fehlt Rechtsbindungswille erkennbar bei reinen, alltäglichen
Gefälligkeiten.

Typische Klausurproblemfälle:

Einzelheiten sind hier stets streitig, daher in der Klausur einen Blick in den Grüneberg
zu §§ 145, 312 b etc.!

n Zum Vertragsschluss bei Benutzung privater Parkplätze hat der BGH2 ent-
schieden: 

n Zwischen dem Betreiber eines privaten Parkplatzes und dem Fahrzeugführer
kommt ein Vertrag über die Nutzung eines Fahrzeugabstellplatzes zustande, in-
dem der Fahrzeugführer das als Realofferte in der Bereitstellung des Parkplatzes
liegende Angebot durch das Abstellen des Fahrzeugs annimmt. Dies gilt auch
für unentgeltliches Parken auf Kundenparkplätzen oder Besucherparkplätzen
von Krankenhäusern.

n Verstößt der Fahrzeugführer gegen die Parkbedingungen (z.B. überlanges Par-
ken) und erwirkt er dadurch ein „erhöhtes Parkentgelt“, welches als Vertrags-
strafe i.S.v. § 339 auszulegen ist, so haftet der Halter des Fahrzeugs hierfür nicht. 

n Zur Beweislast: Ein Anscheinsbeweis dafür, dass der Fahrzeughalter auch der
Fahrzeugführer gewesen ist, besteht nicht. Den Fahrzeughalter trifft jedoch eine
sekundäre Darlegungslast: Um seine Fahrereigenschaft wirksam zu bestreiten,
muss er vortragen, wer als Nutzer des Fahrzeugs im fraglichen Zeitpunkt in Be-
tracht kommt. Kommt der Fahrzeughalter dieser sekundären Darlegungslast
nicht nach, dann bestreitet er seine Fahrereigenschaft nicht wirksam, sodass er
selbst als Fahrzeugführer gilt und dem Parkplatzbetreiber auf die Vertragsstrafe
haftet. 

n Tanken ohne zu zahlen: Die betriebsbereite Zapfsäule3 stellt ein verbindliches
Angebot auf Abschluss des Kaufvertrags dar. Die Annahme erfolgt durch den Kun-
den durch Betätigen der Zapfpistole. Die Zapfsäule ist keine bloße invitatio, weil
der Tankstelleninhaber letztlich mit jedem Kunden kontrahieren will und Kapazi-
tätsprobleme nicht auftauchen. Denn wenn der Vorrat erschöpft ist, geht die Zapf-
säule automatisch aus.
Der BGH4 hat nicht entschieden, ob die dingliche Einigung über die Übereignung
des Benzins gemäß § 929 ebenfalls an der Zapfsäule erfolgt oder nur Zug um Zug
gegen Zahlung an der Kasse, daher nach wie vor streitig.

2 BGH RÜ 2020, 205, 206 ff.

3 Grüneberg/Ellenberger, 82. Aufl. 2023, § 145 BGB Rn. 7 generell zu Automaten.

4 BGH RÜ 2011, 488.
3
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n Internetverträge: 

n Offerten auf der Homepage des Verkäufers sind bloße invitationes, da dieser
noch seine Kapazitäten und u.U. den Kunden prüfen möchte. Also erfolgt das
Angebot durch den Kunden. Die Annahme des Verkäufers erfolgt durch eine Be-
stätigungsmail: Hier ist auszulegen, ob es sich lediglich um eine Bestätigung des
Zugangs des Angebots (i.S.v. § 312 i Abs. 1 Nr. 3) handelt oder bereits um eine
verbindliche Annahme. Die Annahme erfolgt sonst erst mit Zusenden der Ware.

n Verträge, die über Internetplattformen (eBay etc.) erfolgen: 

– Bei Sofortkaufen-Option verbindliches Angebot durch den Verkäufer, denn
jetzt ist technisch gewährleistet, dass keine Kapazitätsprobleme auftreten. 

– Bei eBay-Versteigerungen gibt der Verkäufer durch Einstellen der Ware bei
eBay ein Angebot (an einen unbestimmten Personenkreis) ab; der Meistbie-
tende erklärt die Annahme. Dies folgt aus § 6 Nr. 2 der AGB von eBay, die zwar
nicht direkt für den Kaufvertrag gelten, aber als Auslegungshilfe herangezo-
gen werden, „Verkehrssitte“ i.S.v. § 157 (str.).5

n Bei sog. Abbruchjägern6 kommt der Einwand des Rechtsmissbrauches gemäß
§ 242 in Betracht: Abbruchjäger bieten parallel bei vielen eBay Auktionen nur ge-
ringe Beträge auf Sachen, die sie zwar nicht haben wollen, die aber ein Vielfaches
wert sind. Dabei hoffen Abbruchjäger, dass sie nicht überboten werden und der
Verkäufer panisch die Auktion abbricht und anderweitig veräußert, weil der aktu-
ell gebotene Preis mangels weiterer Mitbieter zu niedrig ist. Nach dem oben Erör-
terten kommt nun der Kaufvertrag mit dem Abbruchjäger zustande und er macht,
wie von Anfang an geplant, dann Schadensersatz statt der Leistung in Höhe des
objektiven Wertes der Sache geltend. Der BGH hat klargestellt, dass bei der Diffe-
renzierung zwischen rechtsmissbräuchlichen Abbruchjägern einerseits und
legitimen Schnäppchenjägern andererseits abstrakte, verallgemeinerungsfä-
hige Kriterien, die zwingend den Schluss auf einen Abbruchjäger zulassen, nicht
aufgestellt werden können. Vielmehr ist eine Gesamtwürdigung aller konkreten
Umstände des Einzelfalls erforderlich: Anzahl der Auktionen, Gesamtsumme, Art
der Gegenstände. 

n Beim sog. Shill Bidding7 will der Verkäufer das bis dato zu niedrig stehende
Höchstgebot manipulieren und bietet über ein anderes eBay-Konto selbst mit. Da
der Verkäufer durch Freischalten der Auktion ein verbindliches Angebot gemäß
§ 145 abgibt, das „einem anderen“ gegenüber erteilt wird, kann der Verkäufer
nicht selbst der Meistbietende sein. Ähnlich wie bei verbotenen In-Sich-Ge-
schäften i.S.v. § 181, die ein Stellvertreter abgibt, ist hier das Eigengebot des V un-

5 BGH NJW 2011, 2643; Grüneberg/Ellenberger § 156 BGB Rn. 3.

Beachte: Der Vertrag kommt grundsätzlich mit zeitlichem Ende der Auktion zu-
stande; anders bei berechtigtem Abbruch der Auktion durch den Verkäufer (AGB
von eBay als Auslegungshilfe), weil:

n Verkäufer entdeckt jetzt seinen Irrtum i.S.v. § 119,

n Verkäufer bemerkt jetzt Mängel oder den Verlust der eingestellten Ware.

Bei unberechtigtem Abbruch kommt dagegen der Kaufvertrag mit dem zu
diesem Zeitpunkt Meistbietenden zustande, analog § 162.

6 BGH RÜ 2019, 749.

7 BGH RÜ 2017, 210.



Entstehen des Anspruchs 1. Abschnitt
wirksam. Daher kommt der Vertrag zum ursprünglichen Höchstgebot (also ggf.
nur 1 €) zu Stande, da die Gebote des Verkäufers unwirksam sind und der Bieter
sich nicht selbst überbieten kann. 

n Der Dash Button8 von Amazon verstößt gegen die Vorgaben über den elektroni-
schen Geschäftsverkehr, da die Produktinfos/Preise entgegen § 312 j Abs. 1, 2
nicht unmittelbar vor der Bestellung des Verbrauchers erfolgen; daher liegt
gleichzeitig ein Verstoß gegen das Transparenzgebot aus § 307 Abs. 1 S. 2 vor.
Ferner fehlt der vorherige ausdrückliche Hinweis i.S.v. § 312 j Abs. 3: „zahlungs-
pflichtig bestellen“, sodass der Kaufvertrag gemäß § 312 j Abs. 4 nichtig ist. 

Bestellung unter fremden Namen: z.B. Sohn bestellt unter dem eBay-Mitglieds-
namen des Vaters.9

Also kein Handeln im fremden Namen, sondern unter fremdem Namen. Die h.M.10

differenziert: falls Identität unwichtig, liegt eine bloße Namenstäuschung vor und
es kommt ein Vertrag mit dem Handelnden zustande. Ist hingegen die Identität
(des Vaters) wichtig, so gelten hierfür §§ 164 ff. analog. Mangels Vollmachtertei-
lung durch den Vater, § 167, und mangels Genehmigung, § 177, daher eigentlich
nicht dem Vater zurechenbar. Für eine Duldungsvollmacht fehlt es an dem wis-
sentlichen Dulden des Vaters. Für eine Anscheinsvollmacht ist erforderlich, dass
der Vater fahrlässig nicht eingeschritten ist. Da innerhalb der Familie keine beson-
deren Sicherheitsvorkehrungen zu treffen sind, entfällt in der Regel der Fahrlässig-
keitsvorwurf, wenn nicht nachzuweisen ist, dass der Sohn bereits des Öfteren so
gehandelt hat. Jedoch lässt sich ein Anspruch gegen den Sohn analog § 179 Abs. 1
bejahen. Ist der Sohn minderjährig, ist der Anspruch aber gemäß § 179 Abs. 3 aus-
geschlossen. Deliktische Ansprüche aus § 823 Abs. 2 i.V.m. § 263 StGB kommen nur
in Betracht, wenn der Sohn schuldfähig ist, § 828 Abs. 3 und betrügerisch ge-
handelt hat. Ggf. sind noch bereicherungsrechtliche Ansprüche aus §§ 812, 818 zu
prüfen.

n Abgrenzung Vertrag zur reinen Gefälligkeit: Ein Vertrag kann nur angenom-
men werden, wenn Rechtsbindungswille besteht. Kontrollfrage für die Auslegung:
Wollen die Parteien notfalls einen einklagbaren Anspruch begründen? Kriterien
hierfür sind die wirtschaftliche Bedeutung, die Wichtigkeit der Interessen sowie
drohende Gefahren.11 Rein gesellschaftliche, freundschaftliche Ereignisse be-
gründen nur eine rein tatsächliche, alltägliche Gefälligkeit, z.B. bloße Zusage, ei-
nen Arbeitskollegen nach Dienstschluss nach Hause zu fahren. Dann bestehen
keine Erfüllungsansprüche.
Dieses Ergebnis darf auch nicht dadurch umgangen werden, dass man auf die
GoA, §§ 677 ff. ausweicht: Um Wertungswidersprüche zu vermeiden, verlangt der
BGH12 in solchen Fällen ausnahmsweise, dass der Geschäftsführer Rechtsbin-
dungswillen hat (was natürlich normalerweise bei der GoA nicht erforderlich ist).

8 OLG München, Urt. v. 10.01.2019 – 29 U 1091/18, BeckRS 2019, 11873.

9 Grüneberg/Ellenberger § 172 BGB Rn. 18.

10 Grüneberg/Ellenberger § 164 BGB Rn. 10, 12.

11 Grüneberg/Grüneberg Einl. v. § 241 BGB Rn. 7–9.

12 BGH RÜ 2015, 694.
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VII. Baurecht

1. Privates Baurecht
143

a) Der Bauvertrag, §§ 650 a ff.

aa) Anwendungsbereich

Nach der Legaldefinition des § 650 a Abs. 1 ist der Bauvertrag ein Vertrag über die
Herstellung, die Wiederherstellung, die Beseitigung oder den Umbau eines Bauwer-
kes oder einer Außenanlage oder eines Teiles hiervon. Über § 650 a Abs. 2 werden
Verträge über die Instandhaltung eines Bauwerkes als Bauvertrag angesehen, wenn
das Werk für die Konstruktion, den Bestand oder den bestimmungsgemäßen Ge-
brauch des Bauwerkes von wesentlicher Bedeutung ist (z. B. Pflege und Wartung von
tragenden Teilen einer Autobahnbrücke). 

bb) Änderungswünsche

Da in der Praxis häufig Änderungswünsche auftreten, hat der Gesetzgeber das Pro-
cedere bei Abänderungen der ursprünglichen Absprachen in § 650 b im Sinne eines
Zwei-Stufen-Models geregelt:

(1.) Gemäß § 650 b Abs. 1 soll zunächst eine einvernehmliche Vertragsanpassung
angestrebt werden.

§§ 631–649

Werkrechtliches Baurecht

Untertitel 1: §§ 631–650 o

§§ 650 a–h §§ 650 i–n §§ 650 p–t §§ 650 u–v

Untertitel 3:Untertitel 2:
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Werkvertrag, §§ 631 ff. 2. Abschnitt
(2.) Gelingt dies binnen 30 Tagen nach Zugang des Änderungsbegehrens beim Un-
ternehmer nicht, kann der Besteller einseitig die Änderung in Textform anord-
nen, § 650 b Abs. 2. 

Gemäß § 650 b Abs. 2 S. 2 muss dies allerdings für den Unternehmer zumutbar sein.
Kriterien: technische Möglichkeiten, Ausstattung, Qualifikation des Bauunterneh-
mers sowie seine betriebliche Struktur. Für die dann bei wirksamer einseitiger Anord-
nung wichtige Frage der Anpassung der Vergütung enthält § 650 c Vorgaben zur Be-
rechnung einer Mehr- oder Mindervergütung. Danach hat der Unternehmer ein
Wahlrecht, zwischen den tatsächlich erforderlichen Kosten, § 650 c Abs. 1 oder Nach-
träge auf Basis seiner ursprünglichen Kalkulation, § 650 c Abs. 2. Bei Streit der Partei-
en über die geschuldete Mehrvergütung kommt eine vorläufige Pauschalierung ge-
mäß § 650 c Abs. 3 in Betracht.

cc) Modifizierung des allgemeinen Werkvertragsrechts

Für den Bauvertrag i.S.v. § 650 a gelten zunächst die allgemeinen werkvertragsrecht-
lichen Vorschriften der §§ 631 ff., insbesondere für die Gewährleistung die §§ 633 ff.
Jedoch gibt es für die Praxis am Bau im Übrigen einige Modifizierungen:

n § 650 g Abs. 4 stellt klar, dass der Vergütungsanspruch des Bauunternehmers
erst dann fällig ist, wenn eine Abnahme des Bestellers nach § 640 erfolgt oder
nach § 641 Abs. 2 entbehrlich ist und eine prüffähige (!) Schlussrechnung vorliegt.

n Für die Kündigung nach §§ 648 ff. sieht § 650 h beim Bauvertrag Schriftform vor. 

n § 650 g Abs. 1 bis 3 ergänzt die Regelung in § 640 Abs. 2 zur fiktiven Abnahme
des Bestellers. 

n Da das im allgemeinen Teil vorgesehene Werkunternehmerpfandrecht, § 647 nur
an beweglichen Sachen (automatisch, kraft Gesetztes) entsteht, ist für den Bauver-
trag in § 650 e als Entsprechung eine Sicherungshypothek vorgesehen. Diese
entsteht jedoch nicht automatisch, sondern § 650 e schafft nur einen Anspruch
auf Einräumung einer Sicherungshypothek. Parallel sind für Bauhandwerker in
§ 650 f Ansprüche auf sonstige Sicherheiten vorgesehen. (s. bereits Rn. 140). 

b) Der Verbraucherbauvertrag, §§ 650 i ff.

aa) Anwendungsbereich

Nach der Legaldefinition des § 650 i Abs. 1 ist ein Verbraucherbauvertrag nur ge-
geben, wenn es sich um einen Neubau oder erheblichen Umbau eines Gebäudes
handelt. In persönlicher Hinsicht gelten die allgemeinen Voraussetzungen für Ver-
braucher, § 13 und Unternehmer, § 14.

Im Gegensatz zum allgemeinen Bauvertrag i.S.v. § 650 a ist bloßes Erstellen von Tei-
len von Gebäuden nicht erfasst und auch nicht Außenanlagen. Gleiches gilt für klei-
nere Umbaumaßnahmen.239

Klausurhinweis: Für den einstweiligen Rechtsschutz ist § 650 d zu beachten:
Streiten die Parteien aufgrund der Eilbedürftigkeit im einstweiligen Rechtsschutz
über das Anordnungsrecht des Bestellers i.S.v. § 650 b Abs. 2 bzw. über die Ver-
gütungsanpassung gemäß § 650 c nach Beginn der Bauausführung, so ist gemäß
§ 650 d, sofern dies nach Beginn der Bauausführung geschieht, nicht mehr erfor-
derlich, dass ein Verfügungsgrund i.S.d. §§ 940 ff. ZPO glaubhaft gemacht wird.

239  Grüneberg/Retzlaff § 650 i BGB Rn. 4.
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bb) Modifizierung des allgemeinen Werkvertragsrechts

Zunächst gelten wieder die normalen werkrechtlichen Vorschriften der §§ 631 ff. sowie
grundsätzlich die Vorschriften über den allgemeinen Bauvertrag, §§ 650 a ff. Auch
beim Verbraucherbauvertrag gibt es durch §§ 650 i ff. keine Modifizierungen des
Gewährleistungsrechts aus §§ 633 ff. (anders beim Verbrauchsgüterkauf, §§ 474 ff.!).
Jedoch ergeben sich folgende Modifizierungen:

n Gemäß § 650 i Abs. 2 bedarf der Verbraucherbauvertrag der Textform, § 126 b.

n Zusätzlich wird der Verbraucher über die §§ 650 j ff. geschützt: So sind bereits für
den vorvertraglichen Bereich in § 650 j i.V.m. Art. 249 § 1 EGBGB die Formalien zur
Baubeschreibung in Textform geregelt. In § 650 k wird klargestellt, dass die An-
gaben in der Baubeschreibung Vertragsbestandteil des Verbraucherbauvertrages
sind, sofern nicht ausdrücklich eine abweichende Vereinbarung zwischen den Par-
teien getroffen wurde. 
§ 650 k Abs. 2 liefert Auslegungshilfen bei unvollständiger oder unklarer Baube-
schreibung. 

n § 650 k Abs. 3 regelt die Verbindlichkeit von Fertigstellungsterminen. Die wei-
teren Rechtsfolgen richten sich natürlich nach allgemeinem Verzugsrecht, §§ 280
Abs. 1, Abs. 2, 286 bzw. §§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 281 oder § 323. 

n § 650 m regelt Besonderheiten bei der Abschlagszahlung i.S.v. § 632 a. 

cc) Widerrufsrecht, § 650 l

Zum effektiven Schutz des Verbrauchers hat der Gesetzgeber in § 650 l ein 14-tägi-
ges Widerrufsrecht i.S.v. § 355 vorgesehen. Ein Widerrufsrecht besteht hingegen
nicht, falls der Verbraucherbauvertrag notariell beurkundet wurde, weil dann gemäß
§ 17 Abs. 2 a Nr. 2 BeurkG ohnehin eine Bedenkzeit besteht. Natürlich muss der
Unternehmer den Verbraucher gemäß Art. 249 § 3 des EGBGB über das Widerrufs-
recht belehren, um die 14-tägige Widerrufsfrist des § 355 Abs. 2 auszulösen, vgl.
§ 356 e S. 1. Bei nicht oder nicht ordnungsgemäß erfolgter Belehrung erlischt das
Widerrufsrecht gemäß § 356 e S. 2 erst nach 12 Monaten und 14 Tagen nach Vertrags-
schluss. Für die aufgrund wirksamen Widerrufs ausgelöste Rückabwicklung gemäß
§ 355 Abs. 3, § 357 ff. enthält § 357 e ergänzende Regelungen. 

Natürlich kann von den Vorschriften über den Verbraucherbauvertrag nicht zum
Nachteil des Verbrauchers abgewichen werden, § 650 o S. 1; gleiches gilt für Umge-
hungsgeschäfte, § 650 o S. 2 (Parallelen zu § 476 für den Verbrauchsgüterkauf).

Daher empfiehlt sich für die Klausur folgende Prüfungsreihenfolge:

(1.) Liegt ein Verbraucherbauvertrag, § 650 i vor?

(2.) Wenn nein: Liegt ein allgemeiner Bauvertrag, § 650 a vor?

(3.) Hilfsweise allgemeiner Werkvertrag, § 631

Klausurhinweis: Liegt ein Verbraucherbauvertrag i.S.v. § 650 i Abs. 1 vor, so ist
dieser – da Schwarzarbeit naturgemäß stets mündlich vereinbart wird – bereits
mangels Textform i.S.v. § 650 i Abs. 2 gemäß § 125 formnichtig, da auch keine
Heilung (z.B. bei Fertigstellen des Werkes) vorgesehen ist! Obwohl dann der
Vertrag bereits deswegen nichtig ist, sollte dennoch auf den traditionellen
Nichtigkeitsgrund § 134 i.V.m. SchwarzArbG eingegangen werden.



Werkvertrag, §§ 631 ff. 2. Abschnitt
c) Der Architekten- und Ingenieurvertrag, §§ 650 p ff.

aa) Anwendungsbereich: Architekten- und Ingenieurverträge wurden bislang als
Geisteswerk ohnehin über die §§ 631 ff. gelöst. § 650 q regelt die grundsätzliche An-
wendbarkeit der allgemeinen Vorschriften des Werkvertrags i.S.v. §§ 631 ff. auf den
Architekten- und Ingenieurvertrag sowie der §§ 650 b, 650 e bis h aus dem allgemei-
nen Bauvertragsrecht.

Nach der Legaldefinition in § 650 p Abs. 1 handelt es sich um Leistungen, die nach
dem jeweiligen Stand der Planung und Ausführung des Bauwerkes oder der Außen-
anlage erforderlich sind, um die zwischen den Parteien vereinbarten Planungs- und
Überwachungsziele zu erreichen. § 650 p Abs. 2 präzisiert die Planungsgrundlage zur
Ermittlung der Ziele sowie einer Kostenschätzung.

bb) Ggf. kann dann der Besteller binnen zwei Wochen sein Sonderkündigungsrecht
gemäß § 650 r ausüben, wenn ihm z.B. die Kosten zu hoch erscheinen, weil er Auf-
wand und Realisierbarkeit des avisierten Bauvorhabens anders eingeschätzt hatte.

cc) § 650 t regelt die wichtige Frage einer gesamtschuldnerischen Haftung mit
dem Bauunternehmer, wenn dem Architekt/Ingenieur neben der Planung auch die
Bauaufsichtspflicht übertragen worden war und er diese verletzt und insofern einen
Mangel des bauausführenden Unternehmers nicht entdeckt hat. Allerdings kann ge-
mäß § 650 t Hs. 2 der Architekt die Leistung verweigern (Einrede!), wenn der Besteller
dem bauausführenden Unternehmer noch nicht erfolglos eine angemessene Frist
zur Nacherfüllung bestimmt hat. (Der Vorrang der Nacherfüllung gemäß §§ 634 Nr. 1,
635 gegenüber dem Bauunternehmer gilt also auch hier!)

Klausurtipp: Zu beachten ist, dass das Leistungsverweigerungsrecht des Archi-
tekten aus § 650 t Hs. 2 nur für Überwachungsfehler gilt. Bei echten Planungsmän-
geln, die ja ein eigenes mangelhaftes Geisteswerk des Architekten darstellen, wäre
eine derartige Subsidiarität unbillig!240

d) Der Bauträgervertrag, §§ 650 u, 650 v

aa) Anwendungsbereich

Nach der Legaldefinition in § 650 u Abs. 1 S. 1 handelt es sich um einen gemischten
Vertrag, der einerseits die Errichtung/den Umbau eines Hauses oder eines vergleich-
baren Bauwerkes zum Gegenstand hat und andererseits zugleich auch die Verpflich-
tung des Unternehmers enthält, dem Besteller sodann das Eigentum an dem (Haus-)
Grundstück zu übertragen (oder zumindest ein Erbbaurecht). Damit enthält der
gemischte Vertrag Elemente des Baurechts und des Kaufrechtes.

bb) Differenzierte Rechtsfolgen

Aufgrund des typengemischten Vertrages ist dementsprechend in § 650 u Abs. 1
S. 2, 3 auch eine differenzierte Rechtsfolge vorgesehen:

n § 650 u Abs. 1 S. 2: In Bezug auf Errichtung/Umbau gilt Werkvertragsrecht des
1. Untertitels, also die allgemeinen Vorschriften in §§ 631 ff. sowie § 650 a über den
Allgemeinen Bauvertrag und beim Verbraucherbauvertrag auch die §§ 650 i.

240  Grüneberg/Retzlaff § 650 t Rn. 2.
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Dingliche Ansprüche 1. Abschnitt
Herausgabe bei Besitzentzug, § 861 Unterlassung bei Besitzstörung, § 862

1. Anspruchsteller = Ehemaliger Besitzer 
(auch mittelbarer Besitzer, § 869 S. 1)

2. Anspruchsgegner = Fehlerhafter
Besitzer
a) § 858 I 1: selbst verbotene Eigen-

macht begangen

b)§ 858 II 2: Besitznachfolger, wenn
Erbe/Vorsatz

3. Kein Ausschluss des Anspruchs
a) Erlaubte Besitzkehr, § 859 II u. III

b)Entzogener Besitz war fehlerhaft,
§ 861 II

c) Erlöschen ein Jahr nach verbotener
Eigenmacht, § 864

 Andere Einwendungen sind ausge-
schlossen, § 863!

1. Anspruchsteller = Besitzer
(auch mittelbarer Besitzer, § 869 S. 1)

2. Anspruchsgegner = Störer
durch verbotene Eigenmacht,
§ 858

3. Kein Ausschluss des Anspruchs
a) Erlaubte Besitzwehr, § 859 I

b)Gestörter Besitz war fehlerhaft,
§ 862 II

c) Erlöschen ein Jahr nach verbotener
Eigenmacht, § 864

 Andere Einwendungen sind ausge-
schlossen, § 863!

Prüfschema: Besitzschutzansprüche

Possessorische Besitzschutzansprüche

Selbsthilferechte

Besitzkehr, § 859 II und III Besitzwehr, § 859 I

1. Besitzentziehung durch verbotene
Eigenmacht, § 858 

2. Einhaltung der zeitlichen Grenzen
a) bewegliche Sachen, § 859 II, nur

wenn

 Täter auf frischer Tat betroffen oder

 Täter unmittelbar verfolgt
(Nacheile)

b)Grundstücke, § 859 III nur durch
sofortige „Entsetzung“ des Täters

1. Drohende Besitzentziehung oder 
drohende/andauernde Besitzstörung
durch verbotene Eigenmacht, § 858 I

2. Abwehr durch Gewalt, die das erforder-
liche Maß nicht überschreiten darf

Petitorische Besitzschutzansprüche

Bösgläubiger Besitzer, § 1007 I und II Gutgläubiger Besitzer, § 1007 II

1. Anspruchsteller = früherer Besitzer

2. Anspruchsgegner = gegenwärtiger
Besitzer

3. Anspruchsgegner bei Besitzerwerb 
bösgläubig bzgl. fehlendem Besitz -
recht

1. Anspruchsteller = früherer Besitzer

2. Anspruchsgegner = gegenwärtiger
Besitzer

3. Anspruchsgegner ist gutgläubig bzgl.
fehlendem Besitzrecht, aber Sache
zuvor abhandengekommen

4. Ausschlussgründe, § 1007 II, III
a) Anspruchsgegner ist Eigentümer, § 1007 II Hs. 2 (gilt auch für Abs. 1!)

b)Anspruchsteller war selbst bei Besitzerwerb bösgläubig
c) Anspruchsteller hatte Besitz freiwillig aufgegeben
d)Gemäß § 1007 III i.V.m. § 986, wenn der gegenwärtige Besitzer ein Recht zum Besitz hat
189



Arbeitsrecht 5. Abschnitt
3. Kommt kein Arbeitsvertrag zustande: Ersatz der Vorstellungskosten gemäß
§ 670 analog.640 Aber abdingbar in der Einladung zum Bewerbungsgespräch.

n Auch ohne Vertragsschluss kann ein Arbeitsverhältnis gemäß § 613 a entstehen,
aufgrund Betriebsübernahme.

n Ausnahme: Widerspruch des Arbeitnehmers binnen eines Monats nach Zugang
der Unterrichtung gemäß § 613 a Abs. 5, Abs. 6.

4. Vergütungsanspruch des Arbeitnehmers aus § 611 a Abs. 2

Für die Vergütung gilt folgende Systematik:

561

II. Beendigung des Arbeitsverhältnisses

5621. Automatische Beendigung bei Befristung oder auflösender Bedingung. 
Hierzu verweist § 621 Abs. 3 auf das TzBfG.641

n Hierbei zu beachten: Schriftform der Abrede, § 14 Abs. 4 TzBfG.

Befristung mit Sachgrund: Katalog des § 14 Abs. 1 TzBfG oder ohne Sach-
grund, § 14 Abs. 2 TzBfG

Rechtsfolge bei Verstoß jeweils: Vertrag ist als unbefristeter Vertrag wirksam,
§ 16 TzBfG.

n Das Gleiche gilt bei auflösender Bedingung, § 21 TzBfG.

Beachte, dass bei in Vollzug gesetzten Arbeitsverhältnissen die Anfechtung
gemäß §§ 119 ff. abweichend von § 142 nur ex nunc wirkt, um Rückabwick-
lungsprobleme (über §§ 812 ff.) zu vermeiden.

640 Grüneberg/Weidenkaff § 611 BGB Rn. 11.

a) Grundsatz: Ohne Arbeit kein Lohn

Argumente:

n Nicht erbrachte Arbeitsleistung ist unmöglich i.S.v. § 275 Abs. 1, da Fixschuld

n Also geht Anspruch auf Gegenleistung (= Lohn) gemäß § 326 Abs. 1 unter

b) Ausnahme: Fallgruppen „Lohn ohne Arbeit“

persön-
liche 

Leistungs-
verhinde-

rung,
§ 616

Krankheit 
des AN

Feiertage

§§ 2, 3 
EFZG

Urlaub

BUrlG

An-
nahme-
verzug
des AN

§ 615 S. 1

Unmög-
lichkeit 

vom AG zu 
vertreten,

§ 326 
Abs. 2

§ 615 S. 3
i.V.m.

Betriebs-
risiko des 

AG

641 Mit kommentiert im Grüneberg/Weidenkaff § 620 BGB Rn. 11 ff.!

Beachte: § 21 TzBfG verweist nicht auf § 14 Abs. 2 TzBfG, sodass eine auf-
lösende Bedingung ohne Sachgrund unzulässig ist!
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Stichworte
Stichwortverzeichnis

Die Zahlen verweisen auf die Randnummern.

Abgabe und Zugang ............................................. 5
Abgeleitetes Besitzrecht .................................. 367
Abhandenkommen ........................................... 391
Abmahnung ......................................................... 557
Abrechnung auf Neuwagenbasis ................. 303
Abrechnung auf Reparaturkostenbasis ..... 298
Abstraktes Schuldversprechen ..................... 233
Abstraktionsprinzip .................................... 24, 372
Abtretungsverbot .................................................13
Abtretungsvertrag ................................................13
actio pro socio ..................................................... 541
AGB .............................................................................26
Akzessorietät ........................................................ 236
Allgemeine Schadenspauschale ................... 313
Allgemeines Persönlichkeitsrecht ................ 286
Allklausel ............................................................... 398
Amtshaftung ........................................................ 283
Andeutungstheorie ........................................... 475
Anerkenntnis ....................................................... 233
Anfangsvermögen ............................................. 464
Anfechtung .............................................................19
Anfechtungsfrist ....................................................22
Anfechtungsgrund ........................................... 20 f.
Anlassrechtsprechung ..................................... 239
Annahme an Erfüllungs statt ............................29
Annahmeverzug ............................................ 123 ff.
Antizipierte Einigung ........................................ 372
Anwaltsvertrag .................................................... 184
Anwartschaftsrecht ........................................... 367
Äquivalenzinteresse .......................................... 284
Arbeitsgerichtliche Zuständigkeit ............... 546
Architektenvertrag ............................................. 143
Aufhebungsvertrag ..................................162, 564
Auflassungsvormerkung ................................. 425
Auflösende Bedingung .......................................25
Aufrechnung ...........................................................33
Aufrechnungserklärung ......................................33
Aufrechnungslage ................................................33
Aufschiebende Bedingung ................................24
Auftrag ..........................................................135, 138
Ausgleichsansprüche ........................................ 339
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